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§31

Unzulässige Beeinflussung der Abstimmung

(1) Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich 
das Wahllokal befindet, sowie im Umkreis von etwa 100 m von den 
unmittelbaren Zugängen jede Beeinflussung der Wähler durch Wort, 
Ton, Bild oder Schrift sowie jede Unterschriftensammlung verboten.

(2) Wählerbefragungen und die Veröffentlichung ihrer zusammen­
gefaßten Ergebnisse sind bis sieben Tage vor der Wahl zulässig.

(3) Ergebnisse von Wählerbefragungen nach der Stimmabgabe 
dürfen erst nach der Schließung der Wahllokale veröffentlicht 
werden.

§32

Benutzung der Wahlkabine

(1) Die Benutzung der Wahlkabine ist Pflicht. Die gleichzeitige 
Anwesenheit mehrerer Wähler in der Wahlkabine ist untersagt.

(2) Wahlberechtigte, die außerstande sind, selbständig den Stimm­
zettel zur Stimmabgabe vorzubereiten und in die Wahlurne einzuwer­
fen, sind berechtigt, sich dabei von einer Person ihres Vertrauens 
unterstützen zu lassen.

§33

Stimmabgabe

(1) .Für die Stimmabgabe werden amtliche Stimmzettel verwendet.

(2) Der Wähler gibt
1. seine Erststimme in der Weise ab, daß er durch ein auf dem 

Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich macht, welchem Bewerber sie gelten soll,

2. seine Zweitstimme in der Weise ab, daß er durch ein auf dem 
Stimmzettel gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll,

und wirft den gekennzeichneten Stimmzettel in die Wahlurne ein.

§34

Stimmabgabe außerhalb des Wahllokals

Der Wahlvorstand entsendet auf Antrag und nach Möglichkeit aus 
seiner Mitte Mitglieder für die Stimmabgabe in Einrichtungen des 
Gesundheits- und Sozialwesens und anderen Einrichtungen, ein­
schließlich des Strafvollzuges und der Untersuchungshaft. Soweit 
möglich, können sie auf Verlangen auch einzelne Bürger aufsuchen.

§35
Briefwahl

(1) Bei der Briefwahl hat der Wähler dem Kreiswahlleiter des 
Wahlkreises, in dem der Wahlschein ausgestellt worden ist, im 
verschlossenen Wahlbriefumschlag

1. seinen Wahlschein,
2. in einem besonders verschlossenen Wahlumschlag seinen 

Stimmzettel
so rechtzeitig zu übersenden, daß der Wahlbrief spätestens am 
Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht.

(2) Auf dem Wahlschein hat der Wähler oder die Person seines 
Vertrauens — § 32 Absatz 2 gilt entsprechend — zu beurkunden, daß 
der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Willen des 
Wählers gekennzeichnet worden ist.

(3) Die Beförderung der Wahlbriefe innerhalb der Republik ist 
gebührenfrei, wenn die Wahlbriefe der Deutschen Post in amtlichen 
Wahlbriefumschlägen übergeben werden.

§36
Dienstbefreiung ohne Lohnabzug

(1) Wählern in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis muß die freie 
Zeit, die sie zur Stimmabgabe und zur Ausübung von Ehrenämtern 
bei der Wahl benötigen, ohne Abzug an Lohn oder Gehalt gewährt 
werden.

(2) Für die Freistellung zur Ausübung von Ehrenämtern gemäß 
Absatz 1 wird den Freistellenden eine Entschädigung erstattet. Die 
hierzu erforderlichen Regelungen trifft die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik.

VI.
Feststellung der Wahlergebnisse

§37
Feststellung des Abstimmungsergebnisses 

im Stimmbezirk

(1) Unmittelbar nach Beendigung der Wahlhandlung werden die 
Stimmen durch den Wahlvorstand im Wahllokal öffentlich ausge­
zählt.

(2) Die nicht ausgegebenen amtlichen Stimmzettelvordrucke sind 
zu zählen und in einem versiegelten Umschlag aufzubewahren. 
Anschließend werden die Stimmzettel aus der Wahlurne entnommen.

(3) Der Wahlvorstand gibt die Anzahl der Wahlberechtigten 
öffentlich bekannt und ermittelt:

1. die Anzahl der abgegebenen Stimmen,
2. die Anzahl der gültigen und ungültigen Stimmen,
3. wieviel Stimmen im Stimmbezirk auf die einzelnen Kreiswahl­

vorschläge und Landeslisten abgegeben worden sind.

§38
Feststellung des Briefwahlergebnisses

Der für die Briefwahl eingesetzte Wahlvorstand stellt fest, wieviel 
durch Briefwahl abgegebene Stimmen auf die einzelnen Kreiswahl­
vorschläge und Landeslisten entfallen.

§39
Gültigkeit der Stimmen

(1) Der Wahlvorstand entscheidet über die Gültigkeit der abgege­
benen Stimmen und über alle sich bei der Wahlhandlung und bei der 
Ermittlung des Wahlergebnisses ergebenden Beanstandungen.

(2) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel
1. nicht amtlich hergestellt oder für einen anderen Wahlkreis gültig 

ist,
2. keine Kennzeichnung enthält,
3. außerhalb der Wahlkabine gekennzeichnet wurde,
4. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält,
5. zerrissen ist,
6. den Willen des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen läßt.

In den Fällen 1 bis 5 sind beide Stimmen ungültig.

(3) Enthält der Stimmzettel nur eine Stimmabgabe, so ist die nicht 
abgegebene Stimme ungültig.

(4) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, wenn
1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,
2. dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahlschein 

beiliegt,
3. dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beigefügt ist,
4. weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag ver­

schlossen ist,


